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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
Strassenverkehr

Im Februar 2012 reichte die Kommission fur Verkehr und Fernmeldewesen des
Nationalrats (KVF-NR) ein Postulat ein, welches vom Bundesrat die Gegeniiberstellung
zweier Varianten der Sanierung des Gotthard-Strassentunnels verlangt: Die Sanierung
ohne zweite Rohre und die Sanierung mit einer kapazitédtsneutralen zweiten
Gotthardrohre. Der Bundesrat beantragte Anfang April die Annahme des Postulats und
kiindete einen konkreten Entscheid zum weiteren Vorgehen bei der Sanierung des
Gotthardstrassentunnels fur Mitte 2012 an. Das Postulat wurde im September des
Berichtsjahrs Uberwiesen. Ebenfalls im Februar des Berichtjahres erlangte eine Studie
der Economiesuisse viel Aufmerksamkeit, welche darlegte, wie eine zweite Réhre am
Gotthard von Privaten finanziert und betrieben werden kénnte. Neben der privaten
Finanzierung stand vor allem die in der Studie errechnete notwendige Maut von CHF 14
- 21 pro Durchfahrt im Zentrum des Interesses. Wahrend FDP und BDP sich der Idee
gegenlber offen zeigten, lehnten die anderen Parteien den Vorschlag ab. Die CVP
fUhrte an, das Stimmvolk habe sich schon mehrfach gegen eine zweite Rohre gedussert.
Die GLP ortete in der privaten Maut am Gotthard Rosinenpickerei. Die SVP lehnte die
private Finanzierung mit der Begrindung ab, die Autofahrer dirften nicht erneut zur
Kasse gebeten werden. Am 27. Juni teilte der Bundesrat entgegen seiner bisher
ablehnenden Haltung mit, dass die Sanierungsvariante mit einer zweiten Roéhre (aber
ohne Kapazitatserweiterung) bezlglich Aufwand, Kosten und Sicherheit die langfristig
sinnvollste Losung sei. Der Bundesrat will den Alpenschutzartikel mit einer gesetzlich
verankerten Beschrankung auf eine Fahrspur pro Richtung wahren. Fiur diese Variante
spricht laut Bundesrat die Nachhaltigkeit der Investitionen: Wahrend teure flankierende
Massnahmen bei der Sanierung ohne zweite Réhre nach der Sanierung keinen Mehrwert
hinterlassen, bietet die teurere Variante mit einer zweiten Réhre nach der Sanierung
einen bleibenden grossen Vorteil in der Sicherheit und im Unterhalt. Die neue
Tunnelréhre kann bestenfalls 2017 in Betrieb genommen werden, die alte Réhre wird im
Anschluss wahrend rund zweieinhalb Jahren saniert. Danach sollen beide Réhren je
einspurig in je eine Richtung gedffnet werden. Der Entscheid des Bundesrates
provozierte ein breites mediales Echo. So schrieb etwa die NZZ in einem Kommentar,
der Bundesrat riskiere am Gotthard einen Dammbruch und erteile einer effizienten
Verkehrspolitik eine Absage. Das burgerliche Lager mit CVP, SVP und FDP begrisste die
Sanierungsvariante mit zweiter Rohre und die Wirtschaftsverbande zeigten sich erfreut.
SP und Grline sowie der VCS und die Alpen-Initiative lehnten die zweite Réhre ab und
kritisierten den Entscheid als falsch, blaudugig und den Volkswillen verachtend.
Wahrend das Tessin mit Genugtuung auf den Entscheid reagierte, dominierte in Uri
Enttauschung. Stéadte und Agglomerationen &ausserten Bedenken, dass durch den Bau
einer  zweiten Réhre die  finanziellen Mittel ~ far  andere  wichtige
Strasseninfrastrukturprojekte fehlen werden. Das UVEK erdffnete im Dezember 2012
eine Vernehmlassung, welche bis April 2013 dauert. '

1) AB NR, 2012, S. 1607; Presse vom 23.2.; Presse vom 28.6.12.
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